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WAS SOLL DENN 
ENTWICKLUNGSPOLITIK 
MIT MIGRANTEN ZU TUN 
HABEN?
Eine migrantische Perspektive zur Umsetzung 
der SDGs

Die Umsetzung der Ziele für nachhaltige Entwicklung der Vereinten Nationen (SDGs) in Deutschland scheint in 
den Händen von „weißen“  1 Menschen und Institutionen zu liegen. Nur wenige migrantische Organisationen 
und MigrantInnen begleiten die Umsetzung der SDGs aktiv mit. Noch weniger von ihnen werden dafür finan-
ziell entlohnt. Woran liegt das? Fehlt uns als MigrantInnen der Zugang? Werden wir überhaupt als relevante 
PartnerInnen von den „Weißen“ gesehen? Dieser Artikel soll ein Impuls zu der Diskussion sein.

E ine lange Zeit wurde Entwick-
lungspolitik vom Globalen Nor-
den gestaltet. So wurden auch 

postkolonialistische Zusammenhän-
ge als stark diskriminierende Dis-
kurse kaum dekonstruiert. Bis heute 
gibt es tiefsitzende diskriminierende 
Auffassungen in der Gesellschaft. Mi-
grantInnen sind in diesem Diskurs 
vielfach von Mehrfachdiskriminie-
rung betroffen.

So übernehmen MigrantInnen au-
tomatisch eine untergeordnete Rolle, 
auch in Deutschland. Es ist notwen-
dig, mehr Selbstermächtigungs-
Prozesse in den Migrantenselbst-
organisation (MSO) anzustoßen. 
Immigrierte Menschen müssen über 
die psychologischen Auswirkungen, 
die eine Migration mit sich bringt, 
aufgeklärt werden. Ebenso sollten sie 
auf die Herausforderungen und auf 
strukturell bedingte Rollenzuwei-
sungen hingewiesen und darin un-
terstützt werden, damit umzugehen, 
mehrere Identitäten in sich zu ver-
einen. Individuelles Empowerment 
gekoppelt mit gesellschaftlichem 
Verständnis der eigenen Position ist 
ein langwieriger Prozess. Viele Stu-
dien belegen, dass diese Prozesse zu 
informierteren Positionen und weni-
ger rassistischen Haltungen in der 
ganzen Gesellschaft führen.

„Wir sehen in dem Feld der ent-
wicklungspolitischen Arbeit einen 
wesentlichen Beitrag, die Frage, was 
eine postmigrantische Gesellschaft ist 
und welchen Herausforderungen es 
zu begegnen gilt, aktiv zu gestalten. 
Dies kann und muss ein wesentlicher 
Teil auf dem Weg zu einer inklusiven 
Gesellschaft sein, die gerade auch im 

Globalen Norden ihre Verantwortung 
für die Ungleichheiten weltweit ge-
meinsam wahrnehmen muss.“ (Tahe-
ra Ameer, Amadeu Antonio Stiftung)

Seit 2011 beobachten wir eine 
immer deutlichere gesellschaftliche 
Veränderung: Rassismus und Anti-
semitismus begegnen uns im Alltag 
öfter und offener. Mit der Gründung 
und dem anschließenden Wahlerfolg 
der AfD bewahrheiteten sich unsere 
Befürchtungen: Frauenverachtende, 
rassistische und antisemitische Äuße-
rungen wanderten auch im täglichen 
Erleben immer mehr in die Mitte der 
Gesellschaft.

Seit 2015 gibt es eine starke politi-
sche und gesellschaftliche Diskussion 
darüber, wie Deutschland die vielen 
neu angekommenen Menschen inte-
grieren könne. Es wird über interkul-
turelle Öffnung gesprochen. Viele Mi-
grantInnen, die schon seit Jahren in 
Deutschland leben oder hier geboren 
sind, werden mit einem neuen Phä-
nomen – „wie fremd ich doch bin“ – 
konfrontiert. Viele MigrantInnen, die 
sich in Deutschland Zuhause gefühlt 
und Deutschland als Heimat bezeich-
net haben, sind auf dem Weg ‚der Ent-
bindung‘  2 von Deutschland. 

Zuschreibungen und Fehlannahmen
Hinzu kommt, dass es MigrantInnen 
und ihren Interessensvertretungen 
am Zugang zu Politik und Verwal-
tung mangelt. Wiederholt sind wir 
mit einer sehr fest umrahmten, ras-
sistisch aufgeladenen Zuschreibung 
konfrontiert, die uns die gewählten 
politischen Felder und Themen ab-
sprechen. So hören wir zu unserer 
thematischen Aufstellung aus der 

Verwaltung die Frage: „Was soll denn 
Entwicklungspolitik mit ‚Migranten‘ 
zu tun haben?“ auch die Unterstel-
lung: „Frauenrechte, Kinderschutz 
und Entwicklungspolitik sind keine 
Themen, die hier für „Migranten“ 
oder Geflüchtete vom Interesse sind. 
Da werden sie kaum jemanden frei-
willig zu ihren Veranstaltungen be-
kommen.“ Wir sehen, dass wir durch 
das Besetzen der Themen im Rahmen 
von öffentlichen Veranstaltungen und 
Fachaustauschen deutlich machen 
konnten, dass dies eine falsche An-
nahme ist. Solche Zuschreibungen 
zeigen jedoch, dass viel Aufklärungs-
arbeit zu leisten ist. 

Entwicklungspolitik und die Um-
setzung der SDGs ist für uns als Mi-
grantInnen eine große Chance. Wir 
haben Unterdrückung, Verhaftung 
auch nah stehender Personen, Krieg, 
Ungleichheit, Armut und Hunger 
selbst erlebt. Wir wissen, wie es un-
seren Familien in unserer „Heimat“ 
geht. Schon deswegen erleben wir 
uns als MultiplikatorInnen sehr au-
thentisch. 

Partizipation als Erfolgsstrategie
Partizipation ist das Kernstück de-
mokratischer Gesellschaften. Nur 
wenige MigrantInnen und Geflüch-
tete erleben das. Es wird oft über die 
migrantische Gesellschaft gespro-
chen, nur selten mit ihr und noch 
seltener auf Augenhöhe. Eine Vertre-
tung von MSO in den bestehenden 
Netzwerken, Ausschüssen und Insti-
tutionen wird zu einer solidarischen 
und weltoffenen Gesellschaft führen. 
Die Teilhabe der Menschen mit Mig-
rations- und Fluchtbiografie wird zu 



23Rundbrief 3 / 2019

ZIELE FÜR NACHHALTIGE ENTWICKLUNG

neuen Ideen und zu mehr Kreativität 
führen. Die entwicklungspolitische 
Arbeit kann dadurch ein attraktive-
res Image bekommen, das dringend 
nötig ist, um die SDGs umsetzen zu 
können. Nur durch eine solche Par-
tizipation wird es möglich sein, die 
Zusammenhänge, aufgrund derer 70 
Millionen Menschen auf der Flucht 
sind, zu verstehen. 

Auch die gesamtgesellschaftliche 
Partizipation an der Umsetzung der 
SDGs wird schneller vorankommen, 
wenn wir MigrantInnen erlauben 
mitzumachen – nicht nur in Deutsch-
land. Die Narrative, die durch die 
migrantische Gesellschaft getragen 
werden, wirken nachhaltig.

Partizipation heißt auch, die Pro-
zesse des Neokolonialismus zu ver-
ändern. Neokolonialismus wird oft 
mit entwicklungspolitischer Arbeit 
in Verbindung gebracht. Viele rassis-
tische Handlungen und Haltungen 
werden automatisch weitergegeben. 
Daher ist es uns wichtig, durch die 
SDGs auch an dem Thema Partizi-
pation und strukturellem Rassismus 
zu arbeiten. Daher wollen wir Parti-
zipation schon in Kitas fördern, die 
SDGs als Instrument nutzen, um die 
Gleichstellung und Gerechtigkeit für 
alle Menschen umzusetzen.

Auch gilt es, die Partizipation in 
der Politik zu fördern und MigrantIn-

nen und geflüchtete Menschen für das 
Thema Politik und Entwicklungspoli-
tik zu motivieren. Es ist sehr sichtbar 
in der Praxis, dass viele MSO nicht 
wissen, was entwicklungspolitische 
Arbeit genau bedeutet. Eine entwick-
lungspolitische Kampagne für MSO 
wird notwendig sein. Das Thema 
„Entwicklungspolitik“ in viele Spra-
chen zu übersetzen, attraktiv zu be-
schreiben und die SDGs vorzustellen, 
wird ein langjähriger Prozess werden.

Schließlich sind wir davon über-
zeugt, dass Partizipation eine sehr 
starke präventive Wirkung hat, um 
Radikalisierungs- und Entbindungs-
prozesse zu verhindern. Nicht zuletzt 
entspricht dieser Punkt den SDGs.

Was würde den MSO und 
MigrantInnen helfen?
Vor allem, dass migrantische Or-
ganisationen in Deutschland in die 
entwicklungspolitische Arbeit der 
Länder einbezogen werden, dass in 
den entwicklungspolitischen Insti-
tutionen eine Quotenregelung ein-
geführt wird, die die Partizipation 
überhaupt erst möglich macht, dass 
migrantische Organisationen Zugang 
zu den Fördermöglichkeiten der gän-
gigen Programme bekommen, der 
bisher wegen hoher Kofinanzierung 
für MSO nie gegeben war (z. B. durch 
eine Art Solidaritätszuschlag). 

Notwendig ist eine stärkere Einbin-
dung in den Prozess der Erstellung 
bzw. Überarbeitung der Bildungspro-
gramme auf Länderebene zu Globa-
lem Lernen und eine stärkere Vertre-
tung in der Kommunal-, Landes- und 
Bundespolitik, da dort bisher wenig 
Sichtbarkeit gewährleistet ist. Letzt-
endlich muss über ein Wahlrecht für 
MigrantInnen ernsthaft diskutiert 
werden. 

Als MSO fühlen wir uns ver-
pflichtet, eine aktive Rolle in der 
entwicklungspolitischen Arbeit zu 
übernehmen und die SDGs breit in 
der Gesellschaft zu streuen und damit 
auch Rassismus und Rechtspopulis-
mus entgegenzuwirken. 

Durchgehend machen wir die 
Erfahrung von strukturellem Ras-
sismus, d. h. Hürden, die oftmals 
wenig sichtbar sind. Gerade in der 
Unsichtbarkeit dieser Hürden für all 
diejenigen, die nicht negativ davon 
betroffenen sind, liegt eine große He-
rausforderung und eine wesentliche 
Schnittstelle zwischen einem Gelin-
gen der Umsetzung der SDGs und 
einer Verringerung des strukturellen 
Rassismus. 
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1	 „Weiß“ meint hier nicht nur die 
Hautfarbe, sondern die Position in 
der Gesellschaft, die mit Privilegien 
verbunden ist.

2	 Zum Begriff: T Özbek (2017): Wie lebt 
es sich als Kanake in Deutschland? 
Überlegungen zum Gefühl der Nicht-
Zugehörigkeit. In: Das Fremde in uns  – 
Das Fremde bei uns. Band zur DVP-
Herbsttagung.
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Ob global, regional oder im Kiez: Um Ungleichheiten zu überwinden müssen alle Akteure 
gleichberechtigt zusammenarbeiten.
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